
Der Anteil der den Parteien und Massenorganisa­
tionen für eine Wiederwahl empfohlenen Schöffen 
schwankt bei den Gerichten zwischen 50 und 70 Pro­
zent. Es gibt jedoch auch Gerichte — wie das Kreis­
gericht Meißen —, bei denen der Anteil 89 Prozent 
beträgt. Vielleicht liegen die Verhältnisse an diesen 
Gerichten deshalb so günstig, weil dort im Jahre 1955 
bei der Nominierung und Wahl der Schöffen besser 
gearbeitet wurde als in anderen Kreisen. Vielleicht 
haben die Richter dieser Gerichte auch eine besonders 
'gute Arbeit bei der Entwicklung der Schöffen gelei­
stet. Es ist aber auch möglich, daß sie ihren Empfeh­
lungen Maßstäbe zugrunde legten, die den Anforde­
rungen, die wir nunmehr an die Schöffen stellen müs­
sen, nicht voll gerecht werden. Die Empfehlungen zur 
Wiederwahl sollten unter diesem Gesichtspunkt noch 
einmal überprüft werden. — Daß das Bestreben, mit 
möglichst großer Sicherheit rechtzeitig die erforder­
liche Anzahl qualifizierter Schöffenkandidaten zu ge­
winnen, auch zu abwegigen Arbeitsmethoden führen 
kann, zeigt die Erfahrung der Kreise Teterow und 
Prenzlau. Dort haben die Kreiswahlausschüsse be­
schlossen, die der Nationalen Front bis zum 25. Januar 
gestellte Aufgabe der Kandidatenbenennung bereits 
bis zum 30. November dieses Jahres zu erfüllen. Ge­
wiß mag der Gedanke einer vorfristigen Planerfüllung 
verführerisch sein; seine Übernahme aber auf Gebiete, 
die nichts mit der Produktion zu tun haben, ist sinn­
widrig. Statt voll den Vorzug zu nützen, der darin be­
steht, daß die diesmalige Schöffenwahl ohne Über- 
hetzung, in aller Sorgfalt und mit allem Bedacht vor­
bereitet werden kann, wollten diese Wahlausschüsse 
ihren zuständigen Ausschüssen der Nationalen Front 
und sich selbst die gleiche Überstürzung organisieren, 
die bis zu einem gewissen Grade bei der Schöffenwahl 
1955 nicht vermieden werden konnte. Darüber hinaus 
widerspricht dieser Beschluß der Kreiswahlausschüsse 
dem § 10 Abs. 1 der AO über die Durchführung der 
Schöffenwahlen im Jahre 1958.

Richtig ist natürlich der Gedanke der genannten 
Wahlausschüsse, daß keineswegs die Entwicklung dem 
Selbstlauf überlassen werden darf und daß bestimmte 
Termine, z. B( am 30. November, als Kontrolltermine 
zweckmäßig und notwendig sind. Einer Verkürzung 
der gesetzlich bemessenen Frist für die Benennung 
der Kandidaten kann aber keineswegs zu gestimmt 
werden.

Einige Parteien und Massenorganisationen wollen 
sich bei der Nominierung neuer Kandidaten besonders 
auf die alten, auf diesem Gebiet erfahrenen Schöffen 
stützen und dabei ihre Verbindungen zu den Schöffen­
kollektiven in den Betrieben und landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften ausnutzen. So wollen sie 
mit den Schöffen gemeinsam beraten, wer wohl Inter­
esse und die notwendige politische und charakterliche 
Reife hat, das hohe Amt eines Schöffen in unserem 
Staat zu übernehmen. Die Befürchtungen der Direk­
toren der Kreisgerichte Stollberg und Hainichen, daß 
es auf diesem Wege zu einer „Vetternwirtschaft“ kom­
men könnte, sind nicht begründet2.

Es gibt viele Anzeichen dafür, daß sich die Parteien 
und Massenorganisationen als Vorschlagsberechtigte 
ihrer Verpflichtung durchaus bewußt sind. Dazu hat 
sicher auch beigetragen, daß die Direktoren der Ge­
richte — wie z. B. in Berlin-Prenzlauer Berg und Ber­
lin-Köpenick — in den Sitzungen des demokratischen 
Blocks über die politische Bedeutung der Schöffen­
wahlen und die in diesem Zusammenhang für die 
Parteien und Massenorganisationen entstehenden Auf­
gaben sprachen.

Der Verpflichtung der Parteien und Massenorgani­
sationen, die Besten aus ihren Reihen für die Wahl 
als Schöffen zu nominieren und sich auch nach der 
Wahl um ihre Entwicklung zu kümmern, darf jedoch 
niicht entgegengewirkt werden. Beim Stadbezirksge- 
richt Berlin-Mitte gab es z. B. den Vorschlag, am Ge­
richt drei Kommissionen zu bilden, welche die Auf­
gabe haben sollten, mit den Kandidaten vor ihrer 
Nominierung über ihre späteren Aufgaben zu

2 In diesem Zusammenhang muß jedoch beachtet werden, 
daß die Schöffen aus einer möglichst großen Zahl von 
Betrieben und Gemeinden herangezogen werden sollten. Auf 
diesen wichtigen Gesichtspunkt weist Hübner auf S. 699 dieses 
Heftes mit Recht hin. Die Redaktion

sprechen. In der Anordnung ist jedoch eindeutig fest­
gelegt, daß die Parteien und Massenorganisationen 
diese Gespräche zu führen haben. Natürlich können 
die Gerichte ihnen dabei Unterstützung zuteil werden 
lassen. Jedoch kommt es vor allem darauf an, die Ini­
tiative, die jetzt bei den Parteien und Massenorgani­
sationen geweckt ist, weiter zu fördern und ihre Ver­
antwortlichkeit zu stärken.

Die besonders in der Vorbereitung der Schöffen­
wahlen durchzuführenden Berichterstattungen der Ge­
richte vor den örtlichen Volksvertretungen — auf 
deren Bedeultung auf dejr 33. Tagung des Zentral- . 
komitees der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch­
lands noch einmal nachdrücklichst .hingewiesen wurde 
— wie auch die Rechenschaftslegungen der Richter * 
und Schöffen vor der Bevölkerung werden nicht nur 
den demokratischen Charakter unseres Gerichts un­
terstreichen, sondern auch entscheidend dazu beitra­
gen, daß die Wahl der Schöffen zu einer Bewegung 
wird, in deren Mittelpunkt die Propagierung unseres 
demokratischen Rechts steht.

Die Berichterstattung vor den örtlichen Volksvertre­
tungen ist eine Verpflichtung der Gerichte, die sich 
aus § 8 des Gesetzes über die örtlichen Organe der 
Staatsmacht wie auch aus § 45 GVG ergibt. Dieser 
Pflicht können sich die Gerichte nicht dadurch ent­
ledigen, daß der Direktor ständig an den Tagungen 
der Volksvertretungen teilnimmt und die Volksvertre­
ter über einzelne Fragen informiert. Schon gar nicht 
genügt es aber, im Abgeordneten-Kabinett vor den 
Abgeordneten zu sprechen. Es kommt vielmehr darauf 
an, den Volksvertretungen einen gründlichen, zusam­
menhängenden Bericht zu geben, der diese befähigt, 
zu Schlußfolgerungen zu kommen, wie die Arbeit der 
Gerichte in die politisch-moralische Erziehungsarbeit 
des Arbeiter-und-Bauern-Staates einbezogen und der 
Kampf gegen die Volksfeinde organisiert werden 
kann.

Auf die Rolle der Ständigen Kommission der Volks­
vertretung bei der Vorbereitung dieser Tagungen ist 
bereits hingewiesen worden.

Nächst der rechtzeitigen Bildung der Wahlaus­
schüsse und der Fertigstellung der Unterlagen, die 
diese benötigen, um die Nationale Front mit der Aus­
wahl der Schöffenkandidaten beauftragen zu können, 
beschäftigen sich die Gerichte, Staatsanwaltschaften 
und Staatlichen Notariate schon sehr eingehend mit 
der Vorbereitung der Agitation und Propaganda zur 
Schöffenwahl in den Betrieben und Wohnbezirken.
Die Gerichte in Berlin sind dazu übergegangen, Gre­
mien zu bilden, die, beisetzt mit Vertretern des Ge­
richts, der Staatsanwaltschaft, des Schöffenaktivs und 
einem Richter des Stadtgerichts, sich die Aufgabe ge­
stellt haben, gleichsam als „Operativstab“ die Durch­
führung der speziell den Justizorganen obliegenden 
Aufgaben — Justizaussprachen und Pressearbeit im 
besonderen — zu planen, zu koordinieren und anzulei­
ten. Soweit solche Einrichtungen, insbeondere bei so 
großen Stadtbezirksgerichten wie in Berlin, nicht mehr 
sein wollen, als operative Arbeitsgruppen zur Lösung 
der speziell oder vorwiegend den Justizorganen im 
Gesamtrahmen der Schöffenwahl obliegenden Auf­
gaben, dürften dagegen keine Bedenken bestehen. 
Wenn jedoch das Stadtbezirksgericht Mitte beabsich­
tigte, eine Wahlkommission zu bilden, der neben dem 
Direktor des Gerichts und dem Staatsanwalt Vertreter 
der Nationalen Front, Vertreter aller demokratischen 
Organisationen und der Gewerkschaft angehören soll­
ten, dann wird mit einem solchen Gebilde und den 
ihm dann zwangsläufig zufallenden Aufgaben die in 
der Schöffenwahl führende Rolle des Wahlausschusses 
des Stadtbezirks Mitte verkannt. Eine solche Wahl­
kommission birgt nicht nur die Gefahr, sondern die 
Gewißheit, daß die Justizorgane Aufgaben der Natio­
nalen Front und der Gewerkschaft mit übernehmen, 
die Mitarbeiter dieser Organisationen als Anhängsel 
und ausführende Organe der Justiz betrachten und 
damit die Schöffenwahl zu einer Angelegenheit nur 
der Justiz stempeln; Schwache Wahlausschüsse, die 
mit Schwierigkeiten zu kämpfen haben, werden sich 
durch die Existenz derartiger Wahlkommissionen in 
ihrer Aktivität lähmen lassen und der selbständigen 
Lösung der vor ihnen stehenden Probleme aus- 
weichen.
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